
Landratsamt
München

Landratsamt  München   Frankenthaler  Str.  5-9  - 81539  München Bauen

Stadt  Unterschleißheim
Rathausplatz  1
85716  Unterschleißheim

Ihr  Zeichen:

Ihr  Schreiben  vom:  06.09.202'1

Unser  Zeichen:

München,

4.1 -004C)/2021  
Unterschleißheim

14.  10.2021

Auskunf}  erteilt: E-Mail: Tel.:  

Fax: 
Zimmer-Nr.:

  .

Vollzug  der  Baugesetze;

Beteiligung  der  Träger  öffentlicher  Belange  im  Bauleitplanverfahren

Verfahren  der  Stadt  Unterschleißheim

Bebauungsplan  Nr.  129A/112

für  das  Gebiet  Riedmoos  Zwerchwiesenweg

in der  Fas'sung  vom  31.08.2021

Trägerbeteiligung  gemäß  § 4 Abs.2  BauGB  im beschleunigten  Verfahren

Schlusstermin  für  Stellungnahme:  14.10.2021

Stellungnahme  des  Landratsamtes  München

[]  Ziele  der  Raumordnung  und Landesplanung,  die eine  Anpassungspflicht  nach  § 1 Abs.  4 BauGB  auslösen

[]  Beabsichtigte  eigene  Planungen  und Maßnahmen,  die den o.g. Plan  berühren  können,  mit  Angabe  des
Sachstandes

1.

2.

2.1

2.2

öffnungszeiten

Mo,üi,Do,Fr  08:OC)-12.C10Uhr
und Do  1 4:00  -  j 7:3ü  uhr
Bitte  Termine  vereinbaren

Telefon
Telefax

Internet

E-Mail

089  6221-0
089  622i-2278

www.landkreis-muenchen.de

poststelle@lra-m.bayern.de

Bankverblndungen

KSK  München  Starnberg  Ebersberg
IBAN  DE29  7C125 015C) OC)OC) üOfü  09
SWIFT-BIC  BYLADEM1KMS

Postbank  München

IBAN  DEü6  70C11 ü080  004B  1858  04
SWIFT-BIC  PBNKDEFF



-2-

Einwendungen  mit  rechtlicher  Verbindlichkeit  aufgrund  fachgesetzlicher  Regelungen,  die  im Regelfall  in der  Abwä-
gung  nicht  überwunden  werden  können  (z.B.  Landschafts-  und  Wasserschutzgebietsverordnungen)

0  Einwendungen

0  Rechtsgrundlagen

[]  Möglichkeiten  der  überwindung  (z.B.  Ausnahmen  oder  Befreiungen)

§  Sonstige  fachliche  Informationen  und  Empfehlungen  aus  der  eigenen  Zuständigkeit  zu  dem  o.g.  Plan,  ge-
gliedert  nach  Sachkomplexen,  jeweils  mit  Begründung  und  ggf.  Rechtsgrundlage

1. Das BauGB  und die BauNVO  wurden  seit  2017  geändert.  In der  Präambel  ist bei den
gesetzlichen  Grundlagen  entweder  jeweils  immer  die aktuelle  Änderungsfassung  an-
zugeben  oder  auf  die Angabe  der  Fassungsdaten  wird  verzichtet.

2. Die Grundstücke  Flurnummer  788T,  788/4  und 788/3  sollen  über  die mit Planzeichen
A 5. 1 festgesetzte  private  Verkehrsfläche  erschlossen  werden,  bei der  es sich um ei-
nen Eigentümerweg  handelt  (vgl. auch  Ziffer  6 und 7.5  der  Begründung).
Für  die Festsetzung,,Eigentümerweg"  gibt  es jedoch  keine  Rechtsgrundlage  im Bau-
planungsrecht.  Nach  § 9 Abs.  1 Nr. 1l  BauGB  können  die Verkehrsflächen  sowie  die
Verkehrsflächen  besonderer  Zweckbestimmung  nur  als öffentliche  oder  private  Ver-
kehrsflächen  festgesetzt  werden.  Die FormuIierung,,Privatweg  als Eigentümerweg"
kann  daher  nur  zur  Erläuterung  unter  den Hinweisen  aufgenommen  werden.  Nach-
dem  es sich  im vorliegenden  Fall bei der  mit  Planzeichen  A 5.1 festgesetzten  Fläche
nur  um eine  private  Verkehrsfläche  handelt,  müsste  auf  dieser  Fläche  zusätzlich  noch
eine  Fläche  festgesetzt  werden,  die mit Geh-,  Fahr-  und Leitungsrechten  zu Gunsten
der  Grundstücke,  die über  diese  Fläche  erschlossen  werden  sollen,  belastet  ist, sonst
ist die Erschließung  dieser  Grundstücke  planungsrechtlich  nicht  gesichert.  Die Fest-
setzung  private  Verkehrsfläche  bzw. Miteigentumsanteile  an dieser  Fläche  allein  rei-
chen  für  eine  gesicherte  Erschließung  nicht  aus.
Die Erschließung  der  Flurnummer  790/8  soll über  den  Zwerchwiesenweg  im Süden
erfolgen.  Bisher  gibt  es hierzu  in der  Satzung  keine  Festsetzungen.  Damit  die Er-
schließung  auch  dieser  Flurnummer  planungsrechtlich  gesichert  ist, müsste  der  Gel-
tungsbereich  des  vorliegenden  BebauungspIanentwurfes  um die notwendigen  Er-
schließungsflächen  (Teilfläche  von Flurnummer  790/6  und Flurnummer  791/9)  erwei-
tert  werden.  Außerdem  müsste  auf  diesen  ErschIießungsfIächen  dann  ebenfalls  mit
Planzeichen  (vgl.  § 9 Abs.  1 Nr. 21 BauGB,  Nr. 15.5.  PlanzV)  noch  eine  Fläche  fest-
gesetzt  werden,  die mit  Geh-,  Fahr-  und Leitungsrechten  zu Gunsten  der  angrenzen-
den  zu erschließenden  Grundstücke  belastet  ist.

3. Im Übrigen weisen  wir  darauf  hin, dass  der  vorliegende  BebauungspIanentwurf  bisher
keine  Festsetzungen  über  die örtlichen  Verkehrsflächen  gemäß  § 30 Abs.  1 BauGB
enthält.  Sofern  hier  ein qualifizierter  Bebauungsplan  aufgestellt  werden  soll, müssten
noch  entsprechende  Festsetzungen  ergänzt  werden.  Hierfür  kann  es nach  der  Recht-
sprechung  ausreichend  sein,  wenn  der  Bebauungsplan  die örtlichen  Verkehrsflächen
nur auf einer  Seite der  Straße  durch  eine  StraßenbegrenzungsIinie  festsetzt.  In der
Planzeichnung  wäre  daher  zumindest  noch  entlang  des  Zwerchwiesenweges  im Os-
ten und auch  im Süden  nach  Erweiterung  des  Geltungsbereiches  die Straßenbegren-
zungslinie  zu ergänzen  und das Planzeichen  hierfür  unter  den Festsetzungen  aufzu-
nehmen.

2.3

2.4
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4.  Die  noch  in den  Geltungsbereich  aufzunehmende  Erschließungsfläche  für  die  Flur-
nummer  790/8,  der  Wendebereich  bei Flurnummer  788T  und  der  Abstand  der  Bau-
grenze  bei Flurnummer  788T  zum  Wendebereich  sollten  in der  Planzeichnung  noch
vermaßt  werden.

5.  Bei  Hinweis  B 4.0  (Grenze  Anlagengenehmigung)  muss  der  Verweis  richtig,,Pkt.  D
1 0" lauten,

6. Gegenüber  dem  uns  vorliegenden  Grundstückslageplan  wurden  offensichtlich  Grund-
stücksgrenzen  im vorliegenden  BebauungspIanentwurf  verschoben.  Um dies  besser
nachvollziehen  zu können,  empfehlen  wir  der  Stadt  die  bisherigen  Grundstücksgren-
zen  in der  Planzeichnung  noch  darzustellen  und  als aufzuhebend  zu kennzeichnen  (z.
B. zwischen  Flurnummer  788T  und  788/4).

7. Der  in den  Festsetzungen  C 1.1 bzw.  C 9.2  aufgeführte  Grünordnungsplan  wurde  den
uns  übersandten  VerfahrensunterIagen  nicht  beigegeben  und  ist auch  nicht  auf  der
Internetseite  der  Stadt  veröffentlicht  worden.  Um  Verfahrensfehler  zu vermeiden,  ist
im nächsten  Verfahrensschritt  der  Grünordnungsplan  den  Planunterlagen  noch  beizu-
geben  oder  notwendige  Festsetzungen  zur  Grünordnung  werden  in den  vorliegenden
BebauungspIanentwurf  eingearbeitet.
Wird  ein eigenständiger  Grünordnungsplan  mit  Satzung  erstellt,  dann  müsste  dieser
voIIständigkeitshalber  auch  nach  der  Präambel  bei § 2,,Bestandtei1  der  Satzung"  auf-
geführt  werden.  Außerdem  müssten  auf  dem  Grünordnungsplan  und  der  Satzung  Ver-
fahrensvermerke  ergänzt  und  der  Plan  ausgefertigt  werden.  Alle  Bestandteile  der  Sat-
zung  wären  bei Rechtskraft  miteinander  urkundengerecht  zu verbinden.

8. Überschreitungen  der  zulässigen  Grundfläche  können  nur  durch  eine  Prozentzahl  o-
der  durch  eine  Quadratmeterangabe  zum  Ausdruck  gebracht  werden  und  nicht  durch
die  Angabe  einer  max.  Tiefe  (z. B. 0,6  m oder  1,50  m).
Die  Festsetzung  C 3. 1 und  die  Begründung  hierzu  (Ziffer  7. 1 auf  Seite  18)  sind  daher
entsprechend  zu überarbeiten.  Außerdem  ist die  Begründung  mit  der  Festsetzung  in
Übereinstimmung  zu bringen.

9. Aus  der  Formulierung  in Ziffer  C 3.1 Satz  3 (,,eine  weitere  Überschreitung  der  Grund-
fläche...  ") geht  nicht  zweifelsfrei  hervor,  ob  der  Wert  von  22%  auch  die  in Satz  2 ge-
nannten  Dachüberstände  beinhaltet.  Die Festsetzung  ist diesbezüglich  klarer  zu for-
mulieren.

10.  Für  Ziffer  C 3.1 Satz  6 (,,die  versiegelte  Fläche  des  Eigentümerweges....")  gibt  es u. E.
keine  Rechtsgrundlage  im Bauplanungsrecht.  § 19  Abs.  4 Satz  "l BauNVO  regelt  ab-
schließend,  welche  Grundflächen  bei der  Ermittlung  der  Grundfläche  noch  mitzurech-
nen  sind.  § 19  Abs.  4 Satz  1 Nr. 1 BauNVO  erfasst  u. a. auch  die  Zufahrten  zu den
Garagen  und  Stellplätzen.  Dies  sind  nach  der  Kommentierung  jedoch  Zufahrten  auf
dem  Baugrundstück  zu den  Garagen  und  Stellplätzen,  nicht  aber  zum  Grundstück
bzw.  zu dessen  bebaubarem  Teil  hinführende  Flächen  die  als  Anbindung  an die  öf-
fentliche  Verkehrsfläche  dienen.  Ziffer  C 3.1 Satz  6 ist deshalb  aus  der  Satzung  her-
auszunehmen.

11. Die  Ausnahmeregelung  in Ziffer  C 3.2  Satz  1 (,,ausnahmsweise  kann  die  Lage...")  ist
rechtlich  zu unbestimmt  und  müsste  daher  gernäß  § 31 Abs.  1 BauGB  noch  nach  Art
und  Umfang  genauer  konkretisiert  werden.

12. Zu Ziffer  C 3.2 Satz 2 (,,der Erhalt  des Baumbestandes...")  weisen  wir darauf  hin, dass
bisher  kein zu erhaltender  Baumbestand  festgesetzt  worden  ist (Grünordnungsplan
liegt nicht vor und in Satzung  zum Bebauungsplan  wurde  keine entsprechende  Fest-
setzu  etroffen  .
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13.  Zwischen  den Festsetzungen  C 3.2 Abs.  2 Satz  2 (,,Terrassen,  Balkone..."),  C 3.4 und

C 3.5 besteht  u. E. ein Widerspruch  bzgl.  der  Tiefe.  Nach  der  Festsetzung  C 3.4  Abs.

2 dürfen  Terrassen,  Balkone  und sonstige  untergeordnete  Anbauten,  dieser  Begriff  ist

nicht  näher  definiert,  die Baugrenze  um eine  Tiefe  von  2,50  m überschreiten.  Nach

der  Festsetzung  C 3.5 dürfen  Balkone,  Loggien  und Vordächer  die Baugrenzen  nur

um max. 1,50m  und nach  C 3.5 Erker  die Baugrenzen  ebenfalls  nur  um max.1,50  m

überschreiten.  Um WidersprüchIichkeiten  in den Festsetzungen  zu vermeiden  und aus

Gründen  der  Rechtseindeutigkeit  empTehlen  wir  die Festsetzungen  zusammenzufas-

sen.  Aus  der  Festsetzung  muss  eindeutig  hervorgehen,  welche  Bestandteile  des

Hauptgebäudes  die Baugrenzen  überschreiten  dürfen  und bis zu welcher  Tiefe  und

Breite  und gegebenenfalls  welcher  Mindestabstand  zu Grundstücksgrenzen  einzuhal-
ten ist.

Vorsorglich  weisen  wir  auch  darauf  hin, dass  Vor-  bzw.  Anbauten  wie  z. B. Erker,  Bal-

kone  usw.,  die mehr  als 1,50  m vor  die Außenwand  vortreten,  nach  Art.  6 Abs.  6

BayBO  nicht  mehr  untergeordnet  sind  und somit  auch  Abstandsflächen  einhalten
müssen.

14. Nach  den Eintragungen  in der  Planzeichnung  zur  Grundstücksgröße  kann  nur  das

Grundstück  Flurnummer  790/8  die in Ziffer  C 3.3  festgesetzte  Mindestgrundstücks-

größe  von 750  qm einhalten.  Die Festsetzung  einer  Mindestgrundstücksgröße  begeg-

net  jedoch  rechtlichen  Bedenken,  wenn  die  Ausnahmen  hierzu  bereits  bei Erlass  des

Bebauungsplans  schon  überwiegen.  Wir  empfehlen  der  Stadt  die Festsetzung  noch-

mals  zu überprüfen  und im Hinblick  auf  die Größe  des  Plangebietes  darauf  zu verzich-

ten.  Außerdem  sind  für  die Festsetzung  einer  Mindestgrundstücksgröße  in der  Be-

gründung  die städtebaulichen  Gründe  anzugeben.  Diese  fehlen  bisher  in der  Begrün-
dung.

15.  Als  unterer  Bezugspunkt  für  die Wandhöhe  wird  in Ziffer  C 4.O das  natürliche  Gelände

festgesetzt.  Hierzu  weisen  wir  darauf  hin, dass  nach  der  Rechtsprechung  die vorhan-

dene  oder  natürliche  Geländeoberfläche  keinen  hinreichend  bestimmten  unteren  Be-

zugspunkt  zur  Festsetzung  der  Höhe  der  baulichen  Anlagen  nach  § 18 Abs.  1

BauNVO  darstellt,  wenn  die Höhenlage  des  Geländes  im Plan  nicht  näher  bestimmt

ist, da nachträglich  vorgenommene  Geländeveränderungen  nicht  immer  nachvollzo-

gen  werden  können.  Wir  empfehlen  der  Stadt  daher,  eine  NN-Kote  als unteren  Be-
zugspunkt  festzusetzen.

16. Für  die zulässigen  Zwerchgiebel  sollte  bei Ziffer  C 6.6 noch  eine  Festsetzung  aufge-

nommen  werden,  dass  die zulässige  Wandhöhe  durch  die  Zwerchgiebel  bis zu einer

bestimmten  Obergrenze  überschritten  werden  darf,  da diese  auf  die zulässige  Wand-
höhe  angerechnet  werden.

17.  Die Ziffern  C 7.1 Satz  3 (,,der  Uferschutzstreifen  des  SchwebeIbaches....")  und C 7.2.3

(,,der  Uferschutzstreifen...")  sind  aus  der  Satzung  herauszunehmen,  da der  Ufer-

schutzstreifen  des  Schwebelbaches  außerhalb  des  vorliegenden  Geltungsbereiches
liegt  und damit  nicht  tangiert  wird.

18. Für  die Ziffern  C 9.2 (FreifIächengestaItungspIan,  Baumbestandsplan)  und C 9.3 (Ver-

messungsplan)  gibt  es keine  Rechtsgrundlage  im Bauplanungsrecht;  die Ziffern  kön-
nen daher  nur  unter  den  Hinweisen  aufgeführt  werden.

19. Bei Ziffer  4.1 der  Begründung  muss  es u. E. statt,,07.05.2021"  richtig,,23.O6.2021"
lauten.



20. Die  Aussage  bei Ziffer  4.1 Abs.  4 der  Begründung  bezüglich  der  Entwicklung  aus  dem

rechtswirksamen  Flächennutzungsplan  stimmt  nicht  mit der  Aussage  in Ziffer  4.3.3  der

Begründung  überein.  U. E. ist der  Geltungsbereich  nur  teilweise  in der  rechtswirksa-

men  40. FIächennutzungsplanänderung  als allgemeines  Wohngebiet  dargestellt;  le-

diglich  in der  im Verfahren  befindlichen  Neuaufstellung  des  FlächennutzungspIanes

wird  das  Plangebiet  als Wohnbaufläche  dargestellt.  Sofern  der  Bebauungsplan  vor  der

Neuaufstellung  des  Flächennutzungsplanes  rechtskräftig  werden  sollte,  wäre  eine  Be-

richtigung  des  Flächennutzungsplanes  notwendig.

Aus  der  Sicht  des  Wasserrechts  erfolgt  keine  Äußerung.

Zur  Grünordnung,  zum  Naturschutz  und  zum  Immissionsschutz  wird  auf  die beiliegenden

Stellungnahmen  Bezug  genommen,  die Bestandteil  unserer  Stellungnahme  sind.

Gez.  TeIefon-Durchwahl:08962

Technische/rSachbearbeiter/in

1 Stellungnahme  des  Sachgebiet  4.1.2.4  - Grünordnung  vom  06.10.2021

1 Stellungnahme  des  Fachbereich  4.4.1-Immissionsschutz  vom  22.09.2021

1 Stellungnahme  des  Fachbereich  4.4.3  -  Naturschutz  vom  15.09.2021

2.5
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Landratsamt
München

Landratsamt  München  - Frankenthaler  Str.  5-9  - 81539  München Bauen

Sachgebiet  4.1.1.3
Bauleitplanung

im Hause Ihr  Zeichen:

Ihr  Schreiben  vom:

Unser  Zeichen:

München,

4. 1-0040/2021  
Unterschleißheim
08.09.2021

4.L2.4  Grünordnung
06.10.2021

Auskunft  erteilt: E-Mail:

.

Vollzug  der  Baugesetze;
Beteiligung  der  Träger  öffentlicher  Belange  im BauIeitpIanverfahren

Interne  Beteiligung  Fachstelle  der  Grünordnung

Verfahren  der  Stadt  Unterschleißheim

Bebauungsplan  Nr. 129A/112

für  das Gebiet  Riedmoos  Zwerchwiesenweg

in der  Fassung  vom  31.08.2021

Trägerbeteiligung  gemäß  § 4 Abs.2  BauGB  im beschleunigten  Verfahren

Schlusstermin  für  Stellungnahme:  im Amt  08.10.2021  bei der  Gemeinde  14.10.2021

Stellungnahme

Leider  hat  der  vorliegende  Bebauungsplan  keinerlei  Festsetzungen  zur  Grünordnung  als In-
halt. Laut  Festsetzung  1.1 gilt  für  die Grünordnung  der  Grünordnungsplan.  Dieser  liegt  den
Planünterlagen  jedoch  nicht  bei. Es wird  gebeten,  diesen  bei der  nächsten  Beteiligung  beizu-
fügen.

Gerade  in Zeiten  des  Klimawandels,  sollten  zumindest  ein Minimum  an Neupflanzungen  fest-
gesetzt  werden.

Wir  empfehlen  als absolutes  Minimum  folgende  (oder  ähnlich):

1.

2.

Öffnungszelten

Mo,Di,Do,Fr  08:üC1-'12:C)[)uhr
und Do  j4:00-1  7'30  Uhr
Bitte  Termine  vereinbaren

Telefon
Telefax

Internet

E-Mall

089  6221-C1
Oö  (+22i-227E1

www.landkreis-muenchen.de

poststelle@lra-m.bayern.de

Bankverbindungen

KSK  Mürchen  Starnberg  Ebersberg
IBAN  DE29  7025  01 50 0000  CX)01 09
SWIFT-BIC  BYLADEM1KMS

Postbank  München
IBAN  DE06  7001 0C)8(] 0048  1B5B 04
SWIFT-BIC  PBNKDEFF
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Auf  privaten  Baugrundstücken  ist  je  angefangene  250  qm  Grundstücksfläche  jeweils  ein  hei-
mischer  Laubbaum  oder  hochstämmiger  Obstbaum  zu pflanzen.

Die  zu  pflanzenden  Gehölze  haben  folgende  Anrorderungen  zu erfüllen:
Mindestpflanzgröße:  Bäume:  Stammumfang  16-18  cm

Obstbäume:  Hochstamm,  Stammumfang  14-16  cm
Sträucher.'  versetzte  Sträucher  60-100  cm

Die  vorgeschriebenen  Gehölzpflanzungen  sind  bis  spätestens  1 Jahr  nach  Bauvo1lendung
vorzunehmen.

Mit  Pflanzgebot  festgesetzte  Gehölze  sind  dauerhaft  zu  erhalten,  im Wuchs  zu fördern  und  zu
pflegen.  Ausgefallene  Gehölze  sind  spätestens  in der  darauffolgenden  Vegetationsperiode
mindestens  gleichwertig  in Wuchsordnung  und  Biodiversität  nach  zu  pflanzen.

Sollen  unökologische  Schotterwüsten  verhindert  werden,  empfiehlt  sich  folgende  Festset-
zung:

Unbebaute  Baugrundstücksflächen  sind,  soweit  sie  nicht  für  oberirdische  Geh-  und  Fahrflä-
chen,  Terrassen  oder  Stellplätze  erforderlich  sind,  vollständig  zu  bepflanzen  oder  einzusäen
und  dauerhaft  zu  erha1ten.  Flächen  mit  Schotter,  Kies  oder  ähnlichem  Belag  insbesondere  in
Kombination  mit  nicht  durchwurzelbaren  Folien  sind  unzulässig.

Zusätzlich  sollte  unter,,D  Hinweise"  aufgenommen  werden,  dass  die  DIN  18920  - Schutz  von
Bäumen,  Pflanzeöbeständen  und  Vegetationsflächen  bei Baumaßnahmen  - sowie  die  RAS-
LP4  - Richtlinie  für  die  Anlage  von  Straßen,  Teil:  Landschaftspflege,  Abschnitt  4: Schutz  von
Bäu-men,  Vegetationsbeständen  und  Tieren  - zu beachten  sind.

Gez.  



-illX Landratsamt

München

Landratsamt  München  - Frankenthaler  Str. 5-9'81539  München

An das

Immissionsschutz  und
staatliches  Abfallrecht

Sachgebiet  4. 1.1.3

Bauleitplanung

-im  Hause-

Ihr Zeichen:

Ihr Schreiben  vom:

Unser  Zeichen:

München,

4.1  -0040/2021  /

08.09.2C)21

4.4.1-0040/2ü21/BL

22.09.2021

Auskunft  erteilt: E-Mai1: Tel.:  

Fax:  

Stadt  Unterschleißheim

[]  Flächennutzungsplan  a  mitLandschaffsplan

§  Bebauungsplan  Nr. 129  A/112 i.d.F.  vom  31.08.2021

für  das  Gebiet,,Riedmoos,  Zwerchwiesenweg"

[l  mit  Grünordnungsplan
dient  der  Deckung  des  dringenden  Wohnbedarfs  €  ja  €  nein

€  Sonstige  Satzung

[g  Frist  für  die  Stellungnahme:  08.10.2021  (intern)

0  Frist:  1 Monat  (§ 2 Abs.  4 BauGB-MaßnahmenG)

1.

2. Träger  öffentlicher  Belange

Sachgebiet  Immissionsschutz

0  keine Äußerung
0  Ziele  der  Raumordnung  und Landesplanung,  die  eine  Anpassungspflicht  nach  § 1 Abs.  4 BauGB  auslösen

0  Beabsichtigte  eigene  Planungen  und  Maßnahmen,  die den  o. g. Plan  berühren  können,  mit  Angabe  des  Sachstands

Einwendungen  mit  rechtlicher  Verbindlichkeit  aufgrund  fachgesetzlicher  Regelungen,  die im Regelfall  in der  Abwägung  nicht

überwunden  werden  können  (z. B. Landschafts-  und  Wasserschutzgebietsverordnungen)

0  Einwendungen

€  Rechtsgrundlagen

€  Möglichkeiten  der  Überwindung  (z. B. Ausnahmen  oder  Befreiungen)

[g Sonstige  fachliche  Informationen  und Empfehlungen  aus  der  eigenen  Zuständigkeit  zu dem  o. g. Plan,  gegliedert  nach

Sachkomplexen,  jeweils  mit  Begründung  und  ggf. Rechtsgrundlage

In der  Begründung  ist unter  lü.1  Verkehrslärm  am Ende  des 1. Satzes,,erweitern"in,,erweitert"  zu ändern  und unter  13. Ver-

wendete  Unterlagen  ist im letzten  Satz,,Stand  1 4.09.2ü1  5"in,,06.07.2021  " zu ändern.  Es gibt  kein  Gutachten  vom  14.09.2015:
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Öffnu  ngszelten
Mo -  Fr. C18.00-12  00 Uhr
und Do. 14:00-17  3C) Uhr
Wir bitten  Sie, Termlne  zu verelnbaren.

Telefon
TelefaX
Internet
E-Mail

089 622i-0
089 622i-2278
www.landkreis-muenchen.de
poststells@lra-m  bayern de

Dienstge5äude  / Erreichbarkeit
Frankenthaler  Str 5-9
U-Bahn, S-Bahn U2, S3, S7
Straßenbahn  Linie 17
Bus Linien 54, 139, 144, ü47
Haltestelle Giesing-Bahnhüf

Tiefgarage  im Haus
Zufahrt über Frankenthaler  Slr

Bankverblndungen
KSK München  Starnberg  Ebersberg
(BLZ 702 5fü 5ü) Künto Nr. 1 Ü9
IBAN DE29 7025 ü15C) O(X)C) 0001 09
SWIFT-BIC BYLADEM1KMS
Postbank  München
(BLZ 700100  80) Konto Nr 481 85-804
IBAN DE06 70ü1 0080 (X)48 1858 04
SWIFT-BIC PBNKDEFF

EMAS



Landratsamt
München

Landratsamt  München  - Frankenthaler  Str.  5-9  a 81539  München

Referat  4. 1

Im Hause

Naturschutz,  Erholungsgebiete,
Landwirtschaft  und  Forsten

Ihr  Zeichen:  4.1-0040/2021/BL

Ihr  Schreiben  vom:  08.09.2021

Unser  Zeichen:

München,

4.4.3-0040/21/Sie

15.09.2021

Auskunff  erteilt: E-Mail: Tel.: -
Fax: 

Zi -Nr.:
.

IStadt Unterschleißheim
0  Flächennutzungsplan  []  mitLandschaftsplan

[gl Bebauungsplan  Nr. 4 29 A/11_2

für das Gebiet ,,RiedmooS,  ZWerchwiesenweg"

[l  mit Grünordnungsplan

0  Sonstige  Satzung

Frist  für  die  Stellungnahme:

08.10.2021

Träger  öffentlicher  Belange

0  Keine Äußerung

0  Ziele  der Raumordnung  und Landesplanung,  die eine Anpassungspflicht  riach § 1 Abs. 4 BauGB ausk5sen

1.

2.

2.1

2.2

Öffnungszeiten

Mo.  -  Fr.  08:0ü-12:00  Uhr
und Do.  14:00  -  j 7:3ü  Uhr
Bltie  Termlne  verelnbaren

Telefon

Telefax

Internet
E-Mall

089  6221-0

089  6221-2278

www.landkreis-muenchen.de

poststelle@Ira-m.bayern.de

Bankverbindungen

KSK  München  Starnberg  Ebersberg
IBAN  DE29  7025  0150  0C)C)O (X)01 09
SWIFT-BIC  BYLADEM1KMS

Postbank  München

IBAN  DE06  70C11 008C) C1048 1858  04
SWIFT-BIC  PBNKDEFF
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I0 BSeacahbssticahntdigetse eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plari berühren können, mit Angabe des
Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund  fachgesetzlicher  Regelungen,  die  im Regelfall  in der  Abwä-
gung  nicht überwunden  werden  können  (z.B.  Landschaffs-  und Wasserschutzgebietsverordnungen)

§  Einwendungen

Der  besondere  Artenschutz  ist bereits  auf  Ebene  des Bebauungsplanes  vollumfänglich  abzu-
arbeiten.  Da zum  jetzigen  Vorentwurf  noch  keine  Unterlage  zur  saP vorliegt,  kann  von Seiten
der  unteren  Naturschutzbehörde  hierzu  noch nicht  Stellung  genommen  werden.  Entspre-
chend  der  Begründung  Punkt  4.3.8  S.14  wurde  von der Stadt  eine Untersuchung  zur  speziel-
len artenschutzrec5tlichen  Prüfung  in Auftrag  gegeben.
Auf  den Fl.Nrn.  788/3  und 788/4  sieht  es laut Luftbild  so aus, als hätte  bereits  eine Baufeld-
freimachung  stattgefunden.  Im Jahr  2018  bestanden  die Flächen  noch  aus Gehölze  und
Wiese.  Es wird  ausdrücklich  darauf  hingewiesen,  dass  ein vorzeitiges  Eingreifen  die Ergeb-
nisse  der  artenschutzrechtIichen  Untersuchung  verzerren  kann  und womöglich  zur  Verwirkli-
chung  von artenschutzrechtlichen  Verbotstatbeständen  führt.

[J  Rechtsgrundlagen

§ 44 Abs. 1 i.V.m.  Abs. 5 BNatSchG

, [gl Möglichkeiten der Überwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen)

Erstellung  eines  saP-Berichts

[J  Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen  aus  der  eigenen  Zuständigkeit  zu dem  o.g. Plan,  ge-
gliedert  nach  Sachkomplexen,  jeweils  mit  Begründung  und ggf.  Rechtsgrundlage

Laut  Festsetzung  1. 1 gilt für  die Grünordnung  der  Grünordnungsplan.  Dieser  liegt  den  Plan-
unterlagen  jedoch  nicht  bei. Es wird  gebeten,  diesen  bei der nächsten  Beteiligung  beizufügen.

I

2.3

2.4

2.5









 

REFERENZEN

ANSPRECHPARTNER

TELEFONNUMMER

DATUM

BETRIFFT

DEUTSCHE TELEKOM TECHNIK GMBH, PTI 25 
Marsplatz 4, 80335 München 

  

DEUTSCHE TELEKOM TECHNIK GMBH 
TECHNIK NIEDERLASSUNG SÜD 
Hausanschrift: Dieselstraße 43, 90441 Nürnberg 
Telefon: +49 921 18-0 | Telefax: +49 921 18-1119 |  
Konto: Postbank Saarbrücken (BLZ 590 100 66), Kto.-Nr. 248 586 68 | IBAN: DE17 5901 0066 0024 8586 68 | SWIFT-BIC: PBNKDEFF590 
Aufsichtsrat:  | Geschäftsführung:  
Handelsregister: Amtsgericht Bonn HRB 14190, Sitz der Gesellschaft Bonn | USt-IdNr. DE 814645262 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
vielen Dank für die zugesandten Unterlagen und die Beteiligung an dem Verfahren. 
 
Zum oben genannten Bebauungsplanes Nr. 129 A/II_2 „Riedmoos Zwerchwiesenweg nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Am Rande und teilweise Im Planungsgebiet ist bereits eine Telekommunikationsinfrastruktur vorhanden.  
Änderungen, Baumaßnahmen oder Planungen zu Baumaßnahmen sind zurzeit nicht vorgesehen. 
                                                                                                                                                 
Lagepläne mit unseren eingezeichneten Telekommunikationsanlagen haben wir beigefügt. 
Zeichen und Abkürzungen in den Lageplänen sind in der darin eingefügten Legende zu entnehmen. 
 
Bitte beachten sie: Die übersandten Lagepläne sind nur für Planungszwecke geeignet, ansonsten sind sie 
unverbindlich. Bei allen Grabungen am oder im Erdreich bitten wir beiliegende Kabelschutzanweisung unbedingt zu 
beachten. 
 
Vorbehaltlich einer positiven Ausbauentscheidung machen wir darauf aufmerksam, dass die vorhandene 
Telekommunikationsinfrastruktur nicht ausreicht, um das Plangebiet zu versorgen. Es sind zusätzliche Planungen und 
Baumaßnahmen erforderlich. 
 
Die Telekom Deutschland GmbH behält sich vor, die notwendige Erweiterung der Telekommunikationsinfrastruktur in 
mehreren unabhängigen Bauabschnitten durchzuführen und ihre Versorgungsleitungen nach wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten zu verlegen. 
Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie der Koordinierung mit dem Straßenbau und den 
Baumaßnahmen anderer Leitungsträger ist es unbedingt erforderlich, dass Beginn und Ablauf der 
Erschließungsmaßnahmen bzw. Spartenbesprechungen der  
 
Deutschen Telekom Technik GmbH  
T NL Süd, PTI 25, Fertigungssteuerung 
Mail: T_NL_Sued_PTI25_FS@telekom.de 
 
so früh wie möglich, mindestens 6 Monate vorher angezeigt werden. 
 

Stadt Unterschleißheim 
Rathausplatz 1  
85716 Unterschleißheim 
 

per E-Mail zurück am 27.09.2021 an:   

E-Mail vom 08.09.2021,  
T NL Süd, PTI 25, BB2,  

     � Mail:  
02.11.2020 
Rückäußerung zum Bebauungsplan Nr. 129 A/II_2 „Riedmoos Zwerchwiesenweg“                                                 
Beteiligung gem.  § 13 a BauGB 
 
 



 

 

DATUM

EMPFÄNGER

SEITE

27.09.2021 
Stadt Unterschleißheim 
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Für die Anbindung neuer Bauten an das Telekommunikationsnetz der Telekom sowie der Koordinierung mit den 
Baumaßnahmen anderen Leitungsträger ist es unbedingt erforderlich, dass Beginn und Ablauf der 
Erschließungsmaßnahmen der  
 
Bauherrenhotline 
Tel.: 0800 330 1903 
oder E-Mail: fmb.bhh.auftrag@telekom.de 
 
so früh wie möglich, mindestens 4 Monate vorher angezeigt werden. 
 
Wir bitten folgende fachliche Festsetzung in den Bebauungsplan aufzunehmen: 
 
In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen für die Unterbringung der 
Telekommunikationsanlagen vorzusehen. 
 
Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhandenen Telekommunikationslinien 
vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. B. im Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang zu den 
Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist. 
 
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und 
Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 2013;  
siehe hier u. a. Abschnitt 6 zu beachten.  
Wir bitten sicherzustellen, dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung der 
Telekommunikationslinien nicht behindert werden. 
 
Bitte beteiligen Sie uns auch weiterhin am Planverfahren. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen                                                                                                                                                                    
 

 

 
 

 
Anlagen 



 

 
Wasserwirtschaftsamt 

München     

    
 

WWA München - Heßstraße 128 - 80797 München 
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Standort 
Heßstraße 128 
80797 München 

Telefon / Telefax 
+49 89 21233-03 
+49 89 21233-2606 

E-Mail / Internet
poststelle@wwa-m.bayern.de

www.wwa-m.bayern.de

Stadt Unterschleißheim  
Rathausplatz 1  
85716 Unterschleißheim 

 

 
Ihre Nachricht Unser Zeichen Bearbeitung  +  Datum 
  2-4622-ML 29-33328/2021  12.10.2021 
     

 

BP 129 A/II_2 Riedmoos Zwerchwiesenweg, Auslegung 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

zu oben genanntem Bebauungsplan nimmt das Wasserwirtschaftsamt München als 

Träger öffentlicher Belange wie folgt Stellung: 

 

1. Vorsorgender Bodenschutz 

Vorschläge für Hinweise zum Plan: 
„Mutterboden ist nach § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor 

Vergeudung und Vernichtung zu schützen. Überschüssiger Mutterboden 

(Oberboden) oder geeigneter Unterboden sind möglichst nach den Vorgaben 

des §12 BBodSchV zu verwerten. Es wird empfohlen, hierfür von einem geeig-

neten Fachbüro ein Verwertungskonzept erstellen zu lassen“ 

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. 



 
 
 
 
 
 
 
 
Regierung von Oberbayern • 80534 München  

 
Dienstgebäude  Telefon Vermittlung E-Mail 

Maximilianstraße 39 
80538 München 

+49 89 2176-0  poststelle@reg-ob.bayern.de 
 

U4/U5 Lehel Telefax Internet 

Tram 16/19 Maxmonument +49 89 2176-2914 www.regierung-oberbayern.de 
 

 

   
Stadt Unterschleißheim 
Rathausplatz 1 
85716 Unterschleißheim 

 

per E-Mail: stadt@ush.bayern.de;  
 
Bearbeitet von Telefon/Fax Zimmer E-Mail 

  
    
Ihr Zeichen Ihre Nachricht vom Unser Geschäftszeichen München, 

 08.09.2021 8314.24_01_M-29-5 14.10.2021 

 
 
Stadt Unterschleißheim, Landkreis München; 
Bebauungsplan Nr. 129 A/lI „Riedmoos - Zwerchwiesenweg“; 
Verfahren nach § 13b BauGB i. V. m. § 4 Abs. 2 BauGB 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die Regierung von Oberbayern als höhere Landesplanungsbehörde gibt folgende 
Stellungnahme ab: 
 
Sachverhalt 
Die Stadt Unterschleißheim beabsichtigt im Ortsteil Riedmoos das Siedlungsge-
biet am Zwerchwiesenweg in dessen südwestlichem Bereich um insgesamt vier 
Baugrundstücke für die Errichtung von Wohnhäusern geringfügig zu ergänzen. 
 
Bewertung 
Gemäß Karte 2 des Regionalplans der Region München (RP 14) liegt das Sied-
lungsgebiet am Zwerchwiesenweg – ebenso wie der gesamte Ortsteil Riedmoos 
– innerhalb des Regionalen Grünzugs Nr. 06 „Dachauer Moos / Freisinger Moos / 
Grüngürtel München-Nordwest“. Regionale Grünzüge dienen gemäß RP 14-Ziel 
B II Z 4.6.1 dem Bioklima und dem Luftaustausch, der Siedlungsgliederung sowie 
der Erholungsvorsorge. Zu diesem Zweck dürfen sie über die in bestehenden 
Flächennutzungsplänen dargestellten Siedlungsgebiete hinaus nicht geschmälert 
oder gar unterbrochen werden. Jedoch sind Planungen und Maßnahmen in regi-
onalen Grünzügen u.a. zur organischen Entwicklung von Nebenorten möglich, 
sofern sie den genannten Funktionen nicht entgegenstehen. 
 
Aus Sicht der höheren Landesplanungsbehörde sind aufgrund des geringfügigen 
Umfangs der geplanten Siedlungsabrundung keine nennenswert negativen Effek-
te auf die Grünzugsfunktionen zu erwarten. Darüber hinaus ist anzunehmen, 
dass mit o.g. Bauleitplanung auch keine grundlegende Beeinträchtigung für die 



 
 

– 2 – 

westlich des Plangebiets am Schwebelbach verlaufende regionalplanerische Biotopverbundachse 
verbunden ist (vgl. Karte 2 des RP 14). 
 
Ergebnis 
Aus landesplanerischer Sicht steht die o.g. Bauleitplanung den Erfordernissen der Raumordnung 
nicht entgegen. 
 
Hinweis: 
Wir weisen auf aus unserer Sicht widersprüchliche Aussagen in der Begründung des vorliegen-
den Bebauungsplans zur Frage der Rechtskraft bzgl. der Darstellung des Plangebiets im Flä-
chennutzungsplan hin (vgl. hierzu S. 9, Abs. 4 sowie S. 12, Abs. 2 mit S. 12, letzter Abs.). 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 

 



 

Amt für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Ebersberg-Erding
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Wasserburger Straße 2 
85560 Ebersberg 
Telefon 08092 2699-0 
Telefax 08092 2699-1555 

Dr.-Ulrich-Weg 4 
85435 Erding 
Telefon 08122 480-0 
Telefax 08122 480-1099 

poststelle@aelf-ee.bayern.de
www.aelf-ee.bayern.de

 

 

AELF-EE • Wasserburger Straße 2 • 85560 Ebersberg 

E-Mail Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom

Unser Zeichen, Bitte bei Antwort angeben

AELF-EE-F1-4612-32-4-7

Name

Telefon

Ebersberg, 09.09.2021

BP 129 A/II_2 Riedmoos Zwerchwiesenweg, Auslegung - Stadt Unter-

schleissheim 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

für die Beteiligung an o.g. Planungsvorhaben bedanken wir uns. Das Amt 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (AELF) Ebersberg-Erding gibt 

eine gemeinsame Stellungnahme der Bereiche Landwirtschaft und Forsten 

ab. 

 

Bereich Landwirtschaft: Im Norden des Planungsgebietes befindet sich 

eine ackerbaulich genutzte Fläche und im Süden und Osten werden Flä-

chen als Weiden genutzt. Von den in der näheren Umgebung landwirt-

schaftlich genutzten Flächen ausgehenden Immissionen, insbesondere 

Geruch, Lärm, Staub und Erschütterungen, sind zu dulden, insbesondere 

auch dann, wenn landwirtschaftliche Arbeiten nach Feierabend sowie an 

Sonn - und Feiertagen oder während der Nachtzeit vorgenommen werden. 

 

Bereich Forsten: Es bestehen keine Einwände. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez.  
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